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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Gesundheit und Pflege 

1. Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 17/12630 

für ein Bayerisches Krebsregistergesetz 

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Hu-
bert Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Karl Vetter 
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 17/14428 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung für ein 
Bayerisches Krebsregistergesetz 
(Drs. 17/12630) 

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Bern-
hard Seidenath, Kerstin Schreyer, Jür-
gen Baumgärtner u.a. CSU 

Drs. 17/14466 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung für ein 
Bayerisches Krebsregistergesetz (Drs. 
17/12630) 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass folgende Än-
derungen durchgeführt werden: 

1. Art. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Abs. 2 werden die folgenden Abs. 3 
und 4 eingefügt: 

„(3) 
1
Das LGL sichert die Qualität der 

Meldungen. 
2
Es unterstützt die Entwick-

lung eines landesweiten Konzepts zur on-
kologischen Qualitätssicherung. 

(4) Das LGL wird ein Datenschutz-
konzept für das Bayerische Krebsregister 
erstellen.“ 

b) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 5. 

2. In Art. 12 Satz 1 wird nach der Angabe „LGL“ 
das Wort „unverzüglich“ eingefügt. 

3. Art. 17 wird wie folgt geändert: 

a) Der Wortlaut wird Abs. 1. 

b) Es wird folgender Abs. 2 angefügt: 

„(2) Das Staatsministerium evaluiert 
das nach Art. 17 Abs. 1 Nr. 2 festgelegte 
Meldeverfahren bis zum 31. Dezember 
2018.“ 

4. Art. 18 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Der Wortlaut wird Satz 1. 

b) Es wird folgender Satz 2 angefügt: 

„
2
Abweichend von Satz 1 tritt Art. 16 am 

1. Januar 2019 in Kraft.“  

 

Berichterstatter: Bernhard Seidenath 
Mitberichterstatterin: Kathrin Sonnenholzner 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuss für 
Gesundheit und Pflege federführend zugewie-
sen. Der Ausschuss für Staatshaushalt und 
Finanzfragen hat den Gesetzentwurf mitbera-
ten. 
Der Ausschuss für Verfassung, Recht und 
Parlamentsfragen hat den Gesetzentwurf 
endberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Ge-
setzentwurf und die Änderungsanträge Drs. 
17/14428 und Drs. 17/14466 in seiner 55. Sit-
zung am 29. November 2016 beraten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Aus-
schuss mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
mit den in I. enthaltenen Änderungen Z u -
s t im m u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 
17/14428 hat der Ausschuss mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
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Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 
17/14466 hat der Ausschuss mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
Z u s t im m u n g  empfohlen mit der Maßgabe, 
dass in Nr. 1 Buchst. a im neu angefügten 
Abs. 4 die Wörter „in Abstimmung mit dem 
Bayerischen Landesbeauftragten für den Da-
tenschutz“ gestrichen werden.  

 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme 
in I. seine Erledigung gefunden. 
 
 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanz-
fragen hat den Gesetzentwurf und die Ände-
rungsanträge Drs. 17/14428 und Drs. 
17/14466 in seiner 139. Sitzung am 2. Februar 
2017 mitberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Aus-
schuss mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
der Beschlussempfehlung des federführenden 
Ausschusses zu g e s t im m t .  
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 
17/14428 hat der Ausschuss mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 
17/14466 hat der Ausschuss mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
Z u s t im m u n g  empfohlen mit der Maßgabe, 
dass in Nr. 1 Buchst. a im neu angefügten 
Abs. 4 die Wörter „in Abstimmung mit dem 
Bayerischen Landesbeauftragten für den Da-
tenschutz“ gestrichen werden. 
 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme 
in I. seine Erledigung gefunden. 
 

4. Der Ausschuss für Verfassung, Recht und 
Parlamentsfragen hat den Gesetzentwurf und 
die Änderungsanträge Drs. 17/14428 und Drs. 
17/14466 in seiner 67. Sitzung am 16. Februar 
2017 endberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Aus-
schuss mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
der Beschlussempfehlung des federführenden 
Ausschusses zu g e s t im m t  mit der Maßga-
be, dass folgende Änderungen durchgeführt 
werden: 

1. In Art. 17a Abs. 1 Satz 3 wird die Angabe 
„Art. 2 Abs. 3“ durch die Angabe 
„Art. 2 Abs. 5“ ersetzt. 

2. In Art. 17a Abs. 1 Satz 1, Art. 17a Abs. 1 
Satz 2 und im neuen Art. 17a Abs. 5 wird 
als Ablaufdatum jeweils der „31. März 
2017“ eingefügt. 

3. In Art. 18 Abs. 1 werden die Wörter „mit 
Wirkung vom“ durch das Wort „am“ ersetzt. 

4. In Art 18 Abs. 1 wird als Datum des Inkraft-
tretens der „1. April 2017“ und in Art. 18 
Abs. 2 Nr. 1 als Ablaufdatum der „31. März 
2017“ eingefügt. 

 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 
17/14428 hat der Ausschuss mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

 

Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 
17/14466 hat der Ausschuss mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
Z u s t im m u n g  zur Beschlussempfehlung des 
federführenden Ausschusses empfohlen. 

Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme 
in I. seine Erledigung gefunden. 
 
 

Kathrin Sonnenholzner 
Vorsitzende 

 


